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Alter Wein in neuen Schläuchen?
Reformperspektiven europäischer Strukturpolitik

Wolfram Schroff und Simon Schunz*

Verlängerte Verfassungsdebatte, Vollzug der
Erweiterung, Parlamentswahl, Nominierung
einer neuen Kommission – die Agenda der
Europäischen Union im Jahr 2004 ist gut
gefüllt. Vor diesem Hintergrund bilden die
Beratungen zur künftigen europäischen Struk-
turpolitik eine weitere wichtige Weichen-
stellung. Die Vorschläge zur Finanziellen
Vorausschau für den Zeitraum 2007 bis 2013
sowie die Veröffentlichung des dritten Kohä-
sionsberichts im Februar 2004 durch die
Kommission bildeten den Auftakt zu den
Neuverhandlungen über die zukünftige
Verteilung der Finanzmittel der Union. Für
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der vom
Arbeitskreis Europäische Integration in Ko-
operation mit der Heinrich Böll Stiftung orga-
nisierten Tagung Grund genug, sich noch vor
Beginn der ‚heißen Phase‘ der Verhandlungen
intensiv mit den Reformperspektiven europäi-
scher Strukturpolitik zu befassen.

Die deutsche Sicht der Reformvorschläge 

Aus der Sicht des politischen Praktikers
schätzte Günter Gloser die mit den Kommis-
sionsvorschlägen verbundenen Ziele insge-
samt positiv ein. Bei der Finanzierung ihrer
Umsetzung täten sich hingegen Probleme auf.
Allein für die Bundesrepublik sei in den kom-
menden Jahren mit einer Zusatzbelastung in
zweistelliger Milliardenhöhe zu rechnen.
Gloser sah darin eine Inkohärenz der Kom-
missionspolitik: Während der für Wirtschaft
und Währungsangelegenheiten zuständige
Kommissar Solbes Haushaltsdisziplin von
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Deutschland fordere, könne nicht gleichzeitig
sein für Regionalpolitik verantwortlicher
Kollege eine Ausgabenerhöhung verlangen.
Kernproblem der Vorschläge sei, dass viele
Mittel nach wie vor für Maßnahmen im
Rahmen der Göteborg- und Lissabon-Strate-
gien in den alten Mitgliedstaaten ausgegeben
würden. Zwei Forderungen seien daher an die
europäische Strukturpolitik zu stellen: Zum
einen solle sie sich schwerpunktmäßig auf die
neuen Mitglieder konzentrieren. Zum anderen
sollten Mittel generell nur eingesetzt werden,
wenn ein „echter europäischer Mehrwert“ zu
erwarten sei.

Auch Rainder Steenblock äußerte grundsätzli-
ches Einverständnis mit der Kommissionsvor-
lage. Angesichts der Aufgaben, denen sich die
erweiterte Union gegenübersähe, sei die Fort-
setzung der Bemühungen um einen Ausgleich
der sozialen Disparitäten zur Sicherung der po-
litischen Handlungsfähigkeit Europas geboten.
Solle die Union darüber hinaus eine starke
„globale Rolle“ spielen, müsse durch struk-
turpolitische Maßnahmen ein „europäischer
Mehrwert“ für die nötigen Innovationen erzielt
werden. In den vorliegenden Empfehlungen er-
kannte er das klare Bestreben der Kommission,
Defizite bisheriger europäischer Strukturpolitik
durch verstärkte Betonung der Prinzipien der
Effektivität, Effizienz und Vereinfachung so-
wie durch verschärfte Mittelkonzentration zu
beheben. Kritisch äußerte Steenblock sich le-
diglich zum Wegfall des ‚Equal‘-Programms.
Im Unterschied zu Gloser plädierte er nicht für
die reine Konzentration der Maßnahmen auf
die neuen Mitgliedstaaten, sondern bezeichnete
die Bindung der Reformen an die Göteborg-
und Lissabon-Strategien als „sehr gut“. Ergän-
zend sollten adäquate Phasing out-Konzepte
für künftig vom statistischen Effekt betroffene
Regionen entwickelt werden. Im Hinblick auf
die in Deutschland zunehmend beobachtbare
Verknüpfung der Finanzverhandlungen mit der
‚Nettozahlerdebatte‘ verlangte Steenblock eine
Erweiterung der Betrachtungsweise: im Rah-
men der Strukturpolitik ausgegebene Mittel
seien als gewinnbringende Investitionen zu
verstehen, nicht als „weggeschmissenes Geld“.
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Als „viel alten Wein in neuen Schläuchen“
bezeichnete Heinz-Jürgen Axt aus wissen-
schaftlicher Perspektive die Reformvor-
schläge. Mit der Einführung der Förder-
prioritäten sei lediglich die Nomenklatur
geändert worden, inhaltlich hingegen alles
weitgehend beim Alten geblieben. Axt
stimmte mit Gloser überein, dass von Kon-
zentration nicht die Rede sein könne, so-
lange mehr als die Hälfte der Gelder bei den
alten Mitgliedern verbleibe. Mit Blick auf
die vom statistischen Effekt betroffenen Re-
gionen bemängelte Axt das Fehlen eines de-
gressiven Ansatzes. Ein abruptes Ende der
Förderung sei 2013 zwar erforderlich, poli-
tisch dann aber schwer vorstellbar. Die
Reformvorschläge der Kommission seien so-
mit im Ergebnis unzureichend. Als dringend
erachtete er eine stärkere Konzentration auf
die Beitrittsländer und auf Programme mit
hohem Mehrwert in Regionen der alten Mit-
gliedstaaten sowie eine Ausweitung des Ko-
häsionsfonds zur stärkeren Förderung des
Wachstums in den nationalen Wirtschaftsge-
bieten. Der Kommissionsvorschlag, ein Drit-
tel der Förderung für die Beitrittsländer aus
dem Kohäsionsfonds zu entnehmen, sei be-
reits ein Schritt in die richtige Richtung. Er
bringe zugleich auch eine Reduzierung der
Verwaltungsaufgaben auf Gemeinschafts-
ebene.

Ingeborg Tömmel vertrat im Gegensatz zu
ihrem Vorredner die Auffassung, dass es sich
bei den strukturpolitischen Plänen der Kom-
mission durchaus auch um „neuen Wein in al-
ten Schläuchen“ handele. Eine wichtige in-
haltliche Neuerung sei vor allem die enge
Bindung der Kohäsionspolitik an die auf den
Gipfeln von Lissabon, Nizza und Göteborg
formulierten Ziele, die in ihrer Gesamtheit
eine Verschiebung hin zu einer eindeutigen
Wachstums- und Innovationsstrategie bewirk-
ten. In verfahrenstechnischer Hinsicht hob
Tömmel die Einführung der Methode der of-
fenen Koordination hervor, worunter sie Maß-
nahmen wie die Verabschiedung eines Strate-
giepapiers durch den Rat oder den jährlichen
Dialog der Mitgliedstaaten mit den europäi-
schen Organen fasste. Die Kommission ver-
folgt nach Ansicht Tömmels mit ihren Vor-
schlägen mehrere strategische Ziele: die
Konzentration der Union auf eine erhöhte
Wettbewerbsfähigkeit stelle den Versuch dar,
mittels der Strukturpolitik andere Politiken
(zum Beispiel Umwelt- oder Nachbarschafts-
politik) ‚anzuschieben‘. Dadurch erhoffe die
Kommission sich eine Stärkung ihrer Autori-
tät und damit der Steuerungskapazität der
europäischen Ebene gegenüber anderen an
der Durchführung der Strukturpolitik beteilig-
ten Akteure. Des Weiteren suche sie so einen
Interessenausgleich zwischen unterschiedlich
strukturierten Mitgliedstaaten zu bewirken.

Die Haltung der Bundesregierung zur künf-
tigen Finanzierung der europäischen Kohäsi-
onspolitik legte Rüdiger Stotz dar. Sie könne
angesichts ihrer Verpflichtung zu nationaler
Haushaltskonsolidierung im Stabilitäts- und
Wachstumspakt eine Erhöhung der Ausgaben
für die Strukturpolitik von 276 auf 375 Milli-
arden Euro im Zeitraum 2006 bis 2013 nicht
hinnehmen. Gleichzeitig unterstrich Stotz,
dass die von Deutschland und fünf weiteren
Nettozahlern geforderte Begrenzung der Ei-
genmittelobergrenze auf ein Prozent des Brut-
tonationaleinkommens (BNE) die Union an
der Erfüllung ihrer Aufgaben nicht hindern
werde, falls die Fördermittel auf die bedürf-
tigsten Länder und Regionen konzentriert
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würden. Alte Empfängerstaaten müssten je-
doch Abstriche hinnehmen. Übergangsre-
gelungen sollten dabei den Erhalt des bisher
Erreichten gewährleisten. Nachdrücklich be-
fürwortete Stotz das Kommissionsziel der
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit. Dies sei
durch Verbesserung der Rahmenbedingun-
gen und nicht durch den Einsatz ausgabenin-
tensiver Förderinstrumente zu erreichen.

Kompetenzstreitigkeiten

Die Diskussion über die zukünftige Rolle der
Regionen in der Strukturpolitik der Europäi-
schen Union eröffnete Elise Hadman mit eini-
gen Anmerkungen zu den deutschen Bundes-
ländern. Ihrer Ansicht nach bedeuten stärkere
Konzentrationsbestrebungen für die deut-
schen Regionen ein allmähliches Auslaufen
der Strukturförderung, was zu Konflikten
zwischen den Bundesländern führen könne.
Als Konfliktparteien stünden sich in diesem
Streit die deutschen 1a-Regionen sowie die
reicheren und ärmeren unter den alten Bun-
desländern gegenüber. Mögliches Ergebnis
dieser anhaltenden Interessengegensätze ist
nach Hadmans Auffassung eine stärkere Posi-
tion des Bundes auf Brüsseler Ebene, wenn es
dort um die Ausgestaltung der Strukturpolitik
oder die Kompetenzverteilung zwischen
Bund und Ländern ginge.

Eine gemeinsame Position von Bund und
Ländern hielt Folker Hellmund mit Blick auf
die kommende Finanzielle Vorausschau bei-
nahe für ausgeschlossen. Solange sich in
Deutschland Haushaltskonsolidierung und
regionaler Strukturwandel unversöhnlich
gegenüber stünden, liege ein einheitliches
Auftreten der deutschen Akteure außer Reich-
weite. Aus Sicht der Regionen bewertete
Hellmund die im dritten Kohäsionsbericht
enthaltenen Vorschläge zur Durchführung
und Kontrolle strukturpolitischer Maßnahmen
wie folgt: Die Prinzipien der bisherigen Poli-
tik, wie zum Beispiel Mehrjährigkeit, Partner-
schaft oder Kofinanzierung, würden beibehal-
ten. Dezentralisierung und Flexibilisierung
würden ebenso weiter vorangetrieben. Eine
Erleichterung der Verwaltung sei insbeson-

dere im Monofonds-Ansatz, der Einführung
des Proportionalitätsprinzips, dem Verzicht
auf Programmergänzungsdokumente, dem
Finanzmanagement auf Schwerpunktebene
sowie der Akzeptanz nationaler Kontroll-
systeme zu sehen. Die Kompetenz-Aufteilung
zwischen den beteiligten Akteuren bliebe
weitgehend unverändert. 

Der Frage, wie transparent die Kompetenzen
in der Kohäsionspolitik auf die einzelnen Ak-
teure verteilt sind, widmete sich Petra Zim-
mermann-Steinhart. In ihrer Analyse deutete
sie mögliche Intransparenzen in der Phase der
Bedarfszielfeststellung bei den Adressaten
der Strukturförderung sowie in der anschlie-
ßenden Förderphase an. Für die erstgenannte
Phase vermutete sie eine Verringerung der
Chancengleichheit der Regionen durch unter-
schiedliche institutionelle Rahmenbedingun-
gen in den jeweiligen Nationalstaaten. Die
Phase der Durchführung bringe Transparenz-
probleme mit sich, wenn die Regionen im
Vorfeld nicht genügend in die Planung einbe-
zogen würden. Probleme sah Zimmermann-
Steinhart auch bei der Bewertung der Durch-
führungsberichte der Mitgliedstaaten durch
den Rat. Zwar schaffe die Offenlegung der
Berichte mehr Transparenz, mangels Krite-
rien sei aber das Ergebnis der Bewertung in
den Regionen nicht absehbar und führe in der
Folge zu Planungsunsicherheiten. Zimmer-
mann-Steinhart schloss ihr Statement mit der
Einschätzung, dass die Vorschläge der Kom-
mission den Regionen erhöhte administrative
Leistungen abverlangten, die insbesondere die
Regionen in den Beitrittsländern überfordern
könnten.

Dimensionen der Regionalpolitik

Die Metapher vom „alten Wein in neuen
Schläuchen“ aufgreifend attestierte Wolfgang
Petzold den Kommissionsvorschlägen zu-
nächst eine äußerst gehaltvolle Substanz. In
Thesenform stellte er seine Gedanken zur
Flexibilität in der Strukturpolitik vor. In der
Diskussion bis dahin ausgespart worden sei
die Parallelität der Debatte um ein Mehr an
Flexibilität in der Strukturpolitik und dem von
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Seiten der deutschen Bundesländer forcierten
Thema der ‚Beihilfe-Problematik‘. Die Ver-
knüpfung dieser beiden Themen lasse Refor-
men der staatlichen Beihilfen und die Neu-
verhandlungen der Unionsfinanzen als
komplementär erscheinen. Als zweiten Punkt
machte Petzold eine deutliche Flexibilitäts-
einschränkung an den im Rahmen der Lissa-
bon- und Göteborg-Strategien festgelegten
Zielen der Union fest. Schließlich unterstrich
er die Bedeutung der Regionalpolitik. Jenseits
reiner Finanztransfers leiste sie erhebliche In-
tegrationsfortschritte. So hätten Programme
der Union wesentlich zur Verwaltungsmoder-
nisierung und zum Wettbewerb um Konzepte
beigetragen. 

In seinem Plädoyer für eine vorrangig subna-
tionale Regionalpolitik machte Herbert Ja-
koby darauf aufmerksam, dass bei der Diskus-
sion um die Flexibilisierung europäischer
Strukturpolitik mit Blick auf Deutschland in
stärkerem Maße das Bund-Länder-Verhältnis
zu diskutieren sei. Während den Regionen auf
Grund ihrer Nähe zum Sujet prinzipiell der
Vorrang bei der Wahrnehmung regionalpoliti-
scher Aufgaben zukomme, fehlten ihnen oft
die nötigen finanziellen Mittel. Hinzu kämen
Wettbewerbsverzerrungen. Um diese beiden
Aspekte zu kompensieren, leisteten Bund und
Europäische Union ihre Beiträge. Dadurch
komme es jedoch zu einer höchst ineffizien-
ten Doppelzuständigkeit zwischen diesen bei-
den und zwischen Bund und Ländern. Jakoby
vertrat zur Lösung dieses Problems die Posi-
tion Nordrhein-Westfalens: Der Bund solle
sich auf das Mindestmaß notwendiger Ord-
nungs- und Finanzierungsaufgaben beschrän-
ken. Prinzipiell, so Jakobys Forderung, solle
eine Zuständigkeit der Bundesländer gelten.
Die Union werde abweichend davon nur tätig,
wenn sie Ziele erreichen könne, die andern-
falls nicht erreicht würden.

Eine historische Langzeitperspektive brachte
Thomas Conzelmann in die Debatte ein. Er-
gebnisse einer von ihm durchgeführten Studie
zeigten die Tendenz zu einer „parallelen Re-
gionalpolitik“. Neben die klassische Regio-

nalpolitik, die zunehmend von der Kofinan-
zierung durch die Union entkoppelt würde,
träten neue, horizontale Formen der Regional-
politik (in Bereichen wie städtischer Infra-
strukturpolitik oder Humankapital-Investitio-
nen). Die Mitgliedstaaten hätten so Wege
gefunden, flexibel auf die Brüsseler Anforde-
rungen zu reagieren. Als Indikatoren für
Flexibilität nannte Conzelmann neben den
verschiedenen Instrumenten und Phasen des
Politikzyklus auch die unterschiedlichen
Flexibilitätsgrade der Mitgliedstaaten. Die
Beobachtung der Konfliktintensität mit den
Beihilfenkontrollen der Union sei hierbei für
eine Feststellung des Flexibilitätsgrades un-
erlässlich. Aus den Ergebnissen seiner Studie
leitete Conzelmann zwei mögliche Entwick-
lungsszenarien ab. Einem pfadabhängigen
Muster folgend sei davon auszugehen, dass
durch die Kommissionsvorschläge die beob-
achteten Trends zur „parallelen Regionalpoli-
tik“ sich auch nach 2006 fortsetzen. Mit die-
sen Trends gebrochen würde, wenn sich
Vorschläge einer „kohäsionsorientierten Re-
form“ durchsetzten, die Maßnahmen nur für
ehemalige Ziel-1-Gebiete und die Beitrittslän-
der vorsehen.

Hubert Heinelt bezeichnete die Regionalpoli-
tik in Europa aufgrund des Grades ihrer poli-
tisch-institutionellen Verankerung als „euro-
päische Regionalpolitik“. Auf der Basis
dieser Ausgangsthese und gestützt auf empiri-
sche Evidenzen beantwortete er die Frage, ob
das regionalpolitische System der Union ge-
nügend Flexibilität zulasse, positiv. In den
von ihm untersuchten Ländern hätten sich un-
terschiedliche Muster der Implementierung
strukturpolitischer Maßnahmen gezeigt. Zu
beobachten sei eine auf Politikprozessen ba-
sierende Pfadabhängigkeit. Heinelt erläuterte
diese Befunde anhand zweier gegenläufiger
Erklärungsvariablen. Zum einen sei die Struk-
turfondsförderung in hohem Maße durch
‚Differenzierungsphänomene‘ charakterisiert,
wie beispielsweise einer „funktionalen Diffe-
renzierung zwischen Entscheidungs- und Im-
plementationsebene“. Zum anderen stifteten
„Kohärenzmechanismen“ (darunter fällt eine
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Orientierung an gemeinsamen Leitbildern und
Regeln des Informationsaustausches sowie
der „Schatten drohender Letztentscheidung“
durch Kommission oder Rat) ein gewisses
Maß an inhaltlicher Homogenität, weshalb zu
Recht von einer „europäischen“ Regionalpoli-
tik gesprochen werden könne. 

Spannungsfelder

Die vierte Diskussionsrunde eröffnete Mi-
chael Dauderstädt mit dem Hinweis auf das
Spannungsfeld, das sich zwischen den Prinzi-
pien der Solidarität und der Effektivität auf-
tue. Strukturpolitik könne zwar ihre größt-
mögliche Wirkung durch Maßnahmen zur
Maximierung der Produktion zu erreichen su-
chen. Daraus ergebe sich aber für die Struk-
turmittel eine andere räumliche Verteilung,
als wenn im Rahmen einer solidarischen
Strukturpolitik in erster Linie die Menschen
in einer Region hinreichend mit Einkommen
versorgt würden.

Der angesprochene Zielkonflikt zwischen
Solidarität und Effektivität taucht nach Auffas-
sung Thomas Wobbens erst mit der Integration
der Lissabon-Ziele in die Kohäsionspolitik auf.
Durch die Betonung der Wettbewerbsfähigkeit
stelle sich die Frage, ob man vorzugsweise die
Starken stärken oder die Schwachen heranfüh-
ren wolle. Am Beispiel Forschungsförderung
verdeutlichte Wobben den geringen Kohäsi-
onsbeitrag wachstumsfördernder Maßnahmen,
da nur 14 Prozent der für diesen Bereich vor-
gesehenen Mittel auf Ziel-1-Gebiete entfielen.
Solidarität sei deshalb nur dann gewährleistet,
wenn die schwächsten Regionen mit den zu
den öffentlichen Haushalten vergleichsweise
geringen Ausgaben der europäischen Struktur-
politik von 0,4 Prozent des BNE in Europa
rechnen könnten. Mehr Effektivität erlange die
europäische Strukturpolitik hingegen in der
Verknüpfung mit den richtigen ordnungs- und
makropolitischen Rahmenbedingungen, einer
Konzentration der Mittel auf Ziel-1-Gebiete
und Kohäsionsländer sowie langfristiger Stra-
tegieplanung im Fördergeschäft.

Jörg Beutel konnte kein Spannungsverhältnis
zwischen Solidarität und Effektivität in der
Strukturpolitik entdecken. Grundlage seiner
Argumentation war eine Untersuchung über
die Wirkung von Ziel-1-Interventionen auf
Wachstum, Beschäftigung und Kapitalaus-
stattung in der Finanzperiode 2000 bis 2006.
Die Ergebnisse der Strukturpolitik seien dem-
nach respektabel. Alle Regionen wiesen ein
überdurchschnittliches Wachstum und bes-
sere Kapitalausstattung aus. Doch nicht nur
den Empfängerländern, sondern auch den
Nettozahlern kämen die Strukturgelder zu
Gute. Schließlich fließe etwa jeder vierte
Euro in Form von Investitionsausgaben wie-
der zurück in die reicheren Mitgliedstaaten.

Vorschläge für eine wirksamere europäische
Kohäsionspolitik entnahm Martin Hellwig in
seinem Redebeitrag dem von ihm mitverfass-
ten SAPIR-Bericht. Dieser fordere insbeson-
dere, die Orientierung auf die Regionen zu
Gunsten einer Mitgliedstaatsorientierung auf-
zugeben. Damit reagiere er auf die beachtli-
che Konvergenz zwischen den Staaten, der
eine zunehmende Divergenz der Regionen
gegenüber stehe. Die Ursachen hierfür sah
Hellwig in der wachsenden Ungleichheit in-
nerhalb von Staaten sowie einer guten Wachs-
tumsentwicklung in den schwach entwickel-
ten Ländern. Dieses Wachstum sei jedoch oft
nicht der Strukturförderung der Union, son-
dern, insbesondere im Falle Griechenlands
und Irlands, nationaler Politik zuzuschreiben.
Mit Blick auf den Streit zwischen Bund und
Ländern um die Finanzierung der europäi-
schen Strukturpolitik hätte die Mitgliedstaats-
orientierung den Vorteil, dass Deutschland
wieder mit einer Stimme sprechen würde. Zu-
gleich mache es wenig Sinn, wenn die Bun-
desregierung, wie in der jetzigen Situation,
zwar über Steuersenkungen und Sozialleis-
tungen, nicht aber über Infrastrukturmaßnah-
men nachdenke.

Ines Hartwig richtete in ihrem Statement die
Aufmerksamkeit auf den Begriff der Solidari-
tät. Ein Blick in die Literatur erbringe zu-
nächst eine moralische Definition des
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Begriffs, die auf einer Art natürlichem Zusam-
mengehörigkeitsgefühl basiere. Eine zweite
Definition berge ein sehr viel moderneres
Verständnis, da sie auf die rationale Wahrneh-
mung von gleichen Interessen und Problemen
abziele. Beiden Begriffsbestimmungen ge-
meinsam sei der Fokus auf einen Prozess des
Gebens und Nehmens sowie die Erzielung ei-
nes Wir-Gefühls. Im Verfassungsentwurf des
Konvents fänden sich beide Definitionen von
Solidarität wieder. Ein Wir-Gefühl resultiere
nicht nur aus der Unterstützung der Bedürf-
tigsten, sondern zeige sich auch im Bewusst-
sein gemeinsamer Interessen und Probleme,
insbesondere im Bereich der Sicherheit. Auf
Grundlage beider Definitionen von Solidarität
bewertete Hartwig sowohl die Ein-Prozent-
Forderung der sechs Nettozahler als auch die
Mitteilung der Kommission über die künftige
finanzielle Ausgestaltung der Union: Während
das Konzentrationsmodell nur eindimensional
den Bedürftigen helfe, greife der Vorschlag
der Kommission zugleich auch die gemeinsa-
men Interessen von Göteborg und Lissabon
auf. Nur so könnten nach Auffassung Hart-
wigs in einer erweiterten Union stabile politi-
sche Strukturen geschaffen werden.

Strukturfonds als Instrumente der Solidarität

Den Abschluss der Tagung leitete die für
Haushaltsfragen zuständige Kommissarin Mi-
chaele Schreyer mit Ausführungen zum Vor-
schlag ihres Kollegiums ein. Sie knüpfte zu-
nächst an die von Hartwig vorgestellten
Überlegungen zur Bedeutung von Solidarität
in einer modernen Union an. In ihrer Darstel-
lung verwies sie auf den Spannungsbogen
zwischen den ehrgeizigen Zielen einer dyna-
mischen Union auf der einen und den durch
die Eigenmittelobergrenze limitierten finanzi-
ellen Ressourcen auf der anderen Seite. Da-
rauf aufbauend vermittelte sie ihr Verständnis
von Strukturpolitik: Diese sei keinesfalls auf
eine Übertragung finanzieller Ressourcen zu
reduzieren. Das Tätigwerden der Mitglied-
staaten in diesem Bereich sei nicht altruistisch
motiviert, sondern vielmehr der Inbegriff ei-
ner Verwirklichung gemeinsamer Interessen.

So verstanden bleibe Strukturpolitik auch in
Zukunft ein bedeutendes Instrument der Soli-
darität in der Union.

Dieser Einschätzung schloss sich Jaroslaw
Pietras an. Aus polnischer Sicht solle Solida-
rität auch nach 2007 ein „sichtbares, klares
Prinzip“ der Union bleiben. Mit dem Vollzug
der Erweiterungsrunde 2004 stehe die Union
erst am Anfang eines wichtigen Integrations-
schrittes, dessen Verwirklichung zu den vor-
dringlichsten Aufgaben der europäischen Po-
litik gehöre. Zur Bewältigung dieser Aufgabe
sei vor allem die Schaffung effizienter infra-
struktureller Verbindungen zwischen alten
und neuen Mitgliedstaaten nötig. Hierfür be-
dürfe es ausreichender finanzieller Mittel.
Deshalb sei es richtig, dass die Kommission
in ihren Überlegungen zur Strukturpolitik
nicht vom Geld, sondern von den Zielen aus-
gehe. Die Kommissionsvorschläge enthielten
zudem mit dem umfassenden Ansatz, einem
angemessenen Förderzeitraum und dem ver-
anschlagten Budget weitere Pluspunkte. Ne-
gativ vermerkte er die geringe Sichtbarkeit
des Themas Erweiterung. Zu klären blieben
somit letztlich nur noch die Phasing out-Pro-
blematik und die Korrekturen für Nettozahler
und -empfänger.

Die spanische Sicht der Dinge legte S.E. Bot-
schafter José Rodriguez-Spiteri Palazuelo
dar. Er wandte sich explizit gegen eine Be-
grenzung der Eigenmittelobergrenze auf ein
Prozent des BNE. Wie seine Vorredner
machte er sich für einen Bottom Up-Ansatz in
der Strukturpolitik stark, wonach erst über
Ziele und dann über Ressourcen entschieden
werden sollte. Das im Rahmen der Struktur-
politik in die Union einfließende Geld stelle
auch für die Nettozahler eine Investition in
die eigene Wirtschaft dar. Nicht die Reduzie-
rung der finanziellen Ressourcen, sondern
mehr Effizienz sei deshalb entscheidend.
Überdies wäre eine größere Flexibilität bei
der Allokation der Fonds nötig. Trotz bisheri-
ger Mängel habe sich die Strukturpolitik als
immens wichtig und erfolgreich erwiesen,
wofür Spanien ein sehr gutes Beispiel dar-
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stelle. Deshalb unterstütze das Land auch die
„zukunftsorientierten Ausgaben“, insbeson-
dere im Rahmen der Lissabon-Strategie, aber
auch in den Bereichen Außen- sowie Innen-
und Justizpolitik. Die Ausgaben für die Struk-
turpolitik sollten nicht unter 0,45 Prozent des
BNE liegen, damit die Strukturfonds auch zu-
künftig Instrumente europäischer Solidarität
darstellen.

Fazit

In vielen Beiträgen war das „exzellente Ti-
ming“ (Michaele Schreyer) der Tagung durch
die Organisatorin Ines Hartwig hervorgehoben
worden. Mit der Aktualität des Themas einer-
seits, aber auch mit dem besonderen Charakter
des europäischen Mehrebenensystems ande-
rerseits mag es zusammenhängen, dass im
Verlaufe der Debatten wiederholt Meinungs-
verschiedenheiten über die effiziente Ausge-
staltung europäischer Strukturpolitik zu Tage
traten. Es zeigten sich drei wesentliche Kon-

fliktlinien: unterschiedliche Auffassungen
über Finanzierungs- und Implementationszu-
ständigkeiten, Auseinandersetzungen zwischen
Nettozahler- und Nettoempfängerländern über
Höhe und Zielrichtung der Investitionen sowie
Konflikte zwischen Regionen. In den anre-
gend geführten Diskussionen ging es implizit
zumeist um die Frage einer den Umständen
angemessenen Interpretation von Solidarität
auf europäischer Ebene. Die weiteren Finanz-
verhandlungen werden Aufschluss über mög-
liche Antworten auf diese Frage geben. Dabei
wird sich zeigen, ob die genannten Konflikte
adäquaten Lösungen zugeführt werden oder
aber erneut ‚alter Wein in neue Schläuche‘ ge-
füllt wird.

Die Beiträge werden in Kürze in überarbei-
teter Form in der Schriftenreihe des AEI
beim Nomos Verlag veröffentlicht.


